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DaS Sach - und Namenregister zum Regierungsamtsblatt für 1S85 ist fertiggestellt ; es kann von der Amtsblatt¬
stelle der Regierung gegen vorherige Einsendung von 5V Reichspfennigen für das Stück an die hiesige Regie -
rungshauptkafse bezogen werden . Die Stellen , die das Regierungsamtsblatt unentgeltlich beziehen, erhalten

auch das Sach - und Namenregister kostenlos.

Bekanntmachungen der Zentralbehörden.

266 . Polizeiverordnung
über die Schau und Unterhaltung für den Schwarzbach
und den Rotbach-Oberlauf bis zur Einmündung des

Schwarzbaches .

Auf Grund der §§ 22,133 , Abs . 2,348,3S0,356 bis 366
des preußischen Wassergesetzes vom 7 . April 1913 und
auf Grund des Polizeiverwaltungsgesetzes vom 1 . Juni
1931 wird im Benehmen mit dem Reichs- und Preußischen
Minister des Innern für die Provinz Westfalen und die
Rheinprovinz folgende Polizeiverordnung erlassen:

§ 1 -
Für den Schwarzbach von der Quelle bis zur Mündung

in den Rotbach nebst seinen Nebenläufen , soweit sie
Wasserläufe im Sinne des § 1 des Wassergesetzes sind , und
den Rotbach von der Quelle bis zur Einmündungsstelle
des Schwarzbaches nebst den auf dieser Strecke von ihm
aufgenommenen Nebenläufen , soweit sie Wasserläufe im
Sinne des § 1 des Wassergesetzes sind , wird unter Auf¬
hebung der Zuständigkeit der in der Gemeinde Kirchhellen
des Landkreises Recklinghausen, Regierungsbezirk Mün¬
ster , des Stadtkreises Oberhausen-Sterkrade und der Stadt
Dinslaken , Regierungsbezirk Düsseldorf, bestehenden
Schauämter ein gemeinsames Schauamt errichtet . Das
Schauamt besteht aus dem Bürgermeister von Kirch¬
hellen, Landkreis Recklinghausen, dem Oberbürgermeister
von Oberhausen (Sterkrade ), dem Bürgermeister in Dins¬
laken oder ihrem Beauftragten sowie vier von dem Kreis¬
ausschuß des Landkreises Recklinghausen, zwei von dem
Oberbürgermeister von Oberhausen -Sterkrade und zwei
vom Kreisausschuß des Kreises Dinslaken auf sechs Jahre
bestimmten Mitgliedern , nebst ebensovielstellvertretenden
Mitgliedern . Die zu besetzenden Mitgliederstellen sind auf
Land- und Forstwirtschaft sowie Industrie ihrem Interesse
an der Unterhaltung und Benutzung der Wasserläufe ent¬
sprechend zu verteilen .

Den Vorsitz führt der Bürgermeister von Kirchhellen.
Er bestimmt seinen Stellvertreter .

Die zuständigen leitenden kulturbautechnischen Be¬
amten des Staates und der beteiligten Gemeinden im
Kreise können an den Beratungen und Schauen des
Schauamtes teilnehmen .

Z 2 .
Das Schauamt berät alle nicht der alleinigen Zu¬

ständigkeit des Vorsitzenden (Z 6) überwiesenen Ange¬
legenheiten . Der Vorsitzende eröffnet , leitet und schließt
die Beratungen . Auf sein Verlangen haben sich die
einzelnen Mitglieder zu bestimmten Beratungsgegen¬
ständen zu äußern . Sie sind zu der Äußerung verpflichtet,
wenn ihre Meinung von der des Vorsitzenden abweicht.
Eine Abstimmung findet im Schauamt nicht statt . Der
Vorsitzende entscheidet nach erfolgter Beratung in voller
und ausschließlicher Verantwortung .

Die Mitglieder werden vom Vorsitzenden zu den
Sitzungen und Schauen schriftlich , der Regel nach min¬
destens eine Woche vorher, eingeladen . Ist ein Mitglied
am Erscheinen verhindert , so hat es dem Vorsitzenden
hiervon Mitteilung zu machen, damit er einen Vertreter
laden kann. Im plötzlichen Verhinderungsfalle kann das
Mitglied von sich aus seinen Stellvertreter entsenden . Die
lin § 1 Abs . 4 genannten Beamten werden von der Zu -
,ammenberufung des Schauamtes benachrichtigt.

§ 3.
Das Schauamt hat die Wasserläufe seines Bezirks nach

Bedarf , mindestens einmal jährlich, und zwar in den
Monaten September oder Oktober, zu schauen und fest¬
zustellen, ob die Wasserläufe und ihre User ordnungs¬
mäßig unterhalten werden , und ob eine unzulässige Ver¬
unreinigung stattgefunden hat .

Der regelmäßige Schautermin ist mindestens zwei
Wochen vorher festzusetzen und ortsüblich bekannt) zu
machen . Die Unterhaltungspflichtigen sind in dieser Be¬
kanntmachung oder bei außerordentlichen Schauen durch



besondere Benachrichtigung einzuladen, den Schau¬
terminen beizuwohnen oder sich vertreten zu lassen .

§ 4 .
Die Unterhaltungspflichtigen haben die Wasserläufe

alljährlich bis zum 1 . Juni und bis zum 10 . Oktober behufs
Erhaltung der Vorslut instand zu setzen (zu räumen ) . Die
Frühjahrsräumung darf sich auf das Auskrauten (Ab¬
schneiden und Entfernen des im Wasser gewachsenen
Krautes ) beschränken . Die Herbsträumung hat sich außer¬
dem auf das Auswerfen des angeschwommenen Sandes
und Schlammes , das Abstechen der Ufer zur Wiederher¬
stellung der normalen Tiefe und Breite , das Entfernen
der Anlandungen und aller sonstigen Vorflüthindernisse
und die sonst nach den § § 114 , 119 und 120 des Wasser¬
gesetzes vorgeschriebenen! Unterhaltüngsarbeit zu . er¬
strecken. Die wegzuschaffenden Gegenstände sind nach
beiden Ufern gleichmäßig, mindestens einen Meter vom
oberen Uferrande auszuwerfen und binnen zwei Wochen
einzuebnen oder zu entfernen .

. ttMstmKmm , k5Mzi ?zgZ5ttZf t?i LLSt 5it? t
Das Schauamt hat das Ergebnis der Schau , insbe¬

sondere die bei der Schau vorgefundenen Mängel bezüg¬
lich der Unterhaltung der Wasserlaufe, schriftlich aufzu-

.uMaWM na« r?PznmM ? 756 « MwLZ nsG
Dem Vorsitzenden des Schauamtes wird die Befugnis

übertragen , unbeschadet des § 5 dieser Polizeiverordnung
an Stelle der Wasserpolizeibehörde Art und Maß der zur
Unterhaltung der Wasserläufe und ihrer Ufer nach den
§§ 114 , 119 und 120 des Wassergesetzes auszuführenden
Arbeiten sowie die Zeit zu ihrer Ausführung durch polizei¬
liche Verfügung festzustellen , die getroffene Verfügung
mit den der Wasserpolizeibehörde zustehenden Zwangs -
besugnissen durchzuführen sowie die nach § 9 dieser Ver¬
ordnung verwirkten Strafen durch polizeiliche Strafver¬
fügungen festzusetzen .

Mjliqis « KMstviT
"
z^ cknöks

Dein Schauamt steht ferner die Aufsicht über die Be¬
nutzung der Wasserläufe zu . Es hat festzustellen, ob die¬
jenigen , die einen Wasserlauf benutzen— insbesondere für
die Abführung von Abwässer — sich innerhalb der im
Gesetz gegebenen Schranken und im Rahmen eines ihm
zustehenden besonderen Rechts — z . B . Anzeige aus
Gtund des § 23 und Verleihung aüf Grund des § 46 des
Wassergesetzes — haltM .

Die Kosten des Schauamtes tragen die Landkreise
Recklinghllüsen und Dinslaken sowie der Stadtkreis Ober«
Hausen-Sterkrade , und zwat dör Landkreis Recklinghausen
zur Hälfte , der Landkreis Dinslaken und die Stadt Ober¬
hausen zu je ein Viertel .

^ m
'

watz cknn
Für jeden Fall der NichtbefolgüNg dieser Pölizeiver -

ordnung wird hiermit die Festsetzungeines Zwangsgeldes
in Höhe bis zu 180 RM . , itn. NichtbeitreibUngsfalle die
Festsetzung von Zwangshaft bis zü drei Wdchen ange^
droht .

Soweit die Nichtbefolgung dieser Polizeiverördnung
nach Reichsrecht und Landesrecht mit Strafe bedroht ist,
bleibt die Androhung der Strafe unberührt .

§ 10 .

Diese Polizeiverordnung tritt in Kraft , sobald sie in den
Amtsblättern der Regierungen in Münster und Düsseldorf
veröffentlicht ist und am 1 . Januar 1960 außer Kraft .

Berlin , 10. Februar 1936 . VI . 18253/35.
Der Reichs- und Preußische Minister für Ernährung und

Landwirtschaft .

Bekanntmachungen der provinzialbehörden .

297 . S atzung
der- LehgetwssMfchSftin Uedemerbruch im Kreise Kleve .

Die Genossenschaft führt den Natnen : „ Leygenossen-
schaft " und hat ihren Sitz in Uedemerbruch.

KZ
Die Genossenschaft bezweckt nach dem allgemeinen

Plane des Kukturbauamtes II in Düsseldorf vom 17 . Febr .
1931 die Entwässerung und Bewässerung von Grund¬
stücken und die Unterhaltung von GntwässerMtgs- und
Bewässerungsanlagen .

Der Plan besteht aus :
1 . einem Erläuterungsberichte nebst 4 Karten ;
2 . einem Kostenanschlage;
3 . einem Verzeichnisse der an der Genossenschaft be¬

teiligten Grundstücke mit Angabe der Eigentümer .
Der beglaubigte Plan ist bei der Aufsichtsbehörde der

Genossenschaftniederzulegen . Beglaubigte Abschrift des
Planes erhält der Vorsteher der Genossenschaft; er hat sie
aufzubewahren und auf dem laufenden zu erhalten .
0? ? M SSL,055 M,8 .stPlM M ZI -Z-l ÄkmV M

Die Mitgliederversammlung beschließt über :
1 . die Wahl der Vorstandsmitglieder und ihrer Stellver¬

treter (§ 7) ;
2 . die Wahl der außer dem Vorstände der Schaukom¬

mission angehörenden MtWeder' (§ 2L)f
3 . dieFestsetzungder dem Vorsteher, demGenossenschafts-

techniker und dem Rechner-zu gewährenden Entschädi¬
gung (§§ 6 , 23 , 24) ;

4 . die Wahl der Schiedsrichter und ihrer Stellvertreter
' (-8 25)4 4 um? inz öick '

5 . die Aufstellung des Haushaltsplans und die Fest¬
stellung und Entlastung der Rechnung (H 11) ;

6 . die Abänderung der Satzung nach § 275 Abs . 1,2,3 des
: iWdssM ^ chtsywG nck ui r '. ck jjMicknötfnZ

7 . die Mtflösung der Genossenschaft.

Die Aufsichtsbehördeberuft die erste zur Bestellung des
Vorstandes erforderliche Mtgliederversanumung und
stellt zu den in dieser Versammlung erforderlichen Ab¬
stimmungen eine vorläufige Stimmliste nach den Flacheu-
angaben des Grundstücksregisters des Geuossenschästs-
gebiets aus , wobei jedes angefangene Hektar cK voll zu
rechnen ist .

Die weiteren MitgliedervSksammlungenssilchdurch den
Vorstand zusantMSnAkberufen.

Die Einladung zu den Mitgliederversammlungen er¬
folgt unter Angabe der Gegenstände der Verhandlung
durch ortsübliche Bekanntmachung in den Gemeinden ,
deren Bezirk dem Genossenschaftsgebiete ganz oder teil-
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weise angehört . Die Genossen sollen außerdem , durch
Postkarte zu den Versammlungen einzelü eluHMden
werden . Zwischen der Einladung MdPer Veysaüünkung
mutz ein Zwischsmaum von mindestens zwei Wochen
liegen .. Diö Versammlmlg ist ohne Rückficht auf die Zahl
der Erschienenen beschlußfähig.

Die von der Genossenschaft ausgehenden Bekannt¬
machungen sind unter ihrem Namen zu erlassen und vom
Vorsteher zu unterzeichnen

der Genossenschaft werden in die Natwnal -Zeitung auf¬
genommen , sofern nicht die ortsübliche Bekanntmachung
alkein durch diese Satzung vorgeschrieben ist.

§ 27 .
Der Eintritt neuer Genossen und das Ausscheiden von

Genossen kann, soweit nicht eine rechtliche Verpflichtung
vorliegt , ini Wege der Vereinbarung auf den Antrag des
Alufzunehmenden oder Ausscheidenden durch Vorstands¬
beschluß erfolgen . Der Beschluß bedarf der Genehmigung
der Aufsichtsbehörde.

Uedemerbruch , 13 . Juli 1934.
« -!-

-i>
Der Vorsitzende,

Es wird bescheinigt, daß die Satzung von den in der
Gründungsversammlung am 13 . April 1934 in Uedemer-
bruch gewählten und mit der Beschlußfassung beauf¬
tragten Bevollmächtigten beschlossen worden ist.

Klebe, 25 . November 1935 .
Der Landrat .

>><
»-

Vorstehende Satzung wird auf Grund des § 270 Abs . 3
des Preuß . Wassergesetzes vom 7 . April 1913 (Gesptz-
samml . S . 53) genehmigt .

Düsseldorf, 7 . März 1936 . y 157/6 N .
Der Regierungspräsident .

208. Satzungsergänzung
der Genossenschaftzur Bodenverbesserung im Borbachtal

und in den Nebentälern .
Z 2 der unter dem 13 . Mai 1935 genehmigten Satzung

erhält folgende Ergänzung :
„Ausbau und Regulierung des Borbaches nebst Neben¬

bäche , Ent - und Bewässerung und weitere Verbesserung
der beteiligten Flächen nach dem Gutachten der Landes¬
bauernschaft vom 9 . Mai 1935 .

"

Opladen, 10 . März 1936.
Der Landrat .

»-

Vorstehende Ergänzung wird gemäß § 276 des Wasser¬
gesetzes vom 7 . April 1913 (Gesetzsamml. S . 53 ) ge¬
nehmigt .

Düsseldorf, 16 . März 1936 . y 166/2 N .
Der Regierungspräsident .

209 . Bekanntmachung .
Die Veterinärratstelle des Veterinärratsbezirks Dins -

laken . (Land) und der Stadt Oberhauseu mit dem Amts¬
sitz in Dinslaken ist demnächstneu,zu besetzen. Bewerbun¬
gen sind mir innerhalb 3 Wochen unter Beifügung eines

Lebenslaufes , eines polizeAIchen Führungszeugnisses , des
Approbationsscheines , des Fähigkeitszeugnifses als be¬
amteter Tieratzt in Preußen , etwaiger sonstiger Unter¬
lagen rmd des urkundlichen Nachweises der arischen Ab¬
stammung , bei Verheirateten aUch dsp Eheftau , einzu¬
reichen. Bewerbungsgesucheu bereit? Mgxfwlltcr Vete¬
rinärräte ist nur ein kurzer Lebenslauf beizufügen.

Düsseldorf, 20 . März 1936 . 1. 1 ( I . DZ 3108.
Der Regierungspräsident .

210 . Die Bescheinigungfür das Fahrzeug I H 16358 zum
Güterfernverkehr , vom 7 . Dezember 1931 für Wilhelm
Jmbusch in Wuppertal -Vohwinkel, Konigstr. 42, wird
hiermit für ungültig erklärt.

Düsseldorf, 17 . März 1936 . V . 9 VI . (35/92 ) .
Der Regierungspräsident .

Bekanntmachungen anderep Behörden .
211 . Polizeiliche Anordnung .

Auf Grund des Polizeiverwaltungsgesetzesponul . Juni
1931 und des K 34 der Reichssträßenverkehrsordnüng wird
folgende polizeiliche Anordnung erlassen :

Her die OrtspotizefbezirkeHeiligerchgus und Rgtingpm
Land durchlaufende Weg von Axöckhorft Nach Reuubaum

sämtliche Fahrzeuge über 1,5 t gesperrt .

Werden gemäß § 36 der Reichsstratzenverkehrsordnungmit
Geldstrafe bis zu 150 RM . oder mit entsprechender Haftsoa Wwfnm .wo tuf Ich

Diese polizeiliche Anordnung tritt mit dein 1 . August
1936 außer Kraft .

Düsseldorf, 17 . März 1936 .
Her Landrat .

212. Bekanntmachung .
Der durch Beschluß des Verbandsausschusses vom

9 . März 1936 förmlich festgestellte Fluchtlinienplan
11 V IV Nr . 1 der Verbandsstraße 0 IV Vb (Kraftver¬
kehrsstraße) zwischen Rheinbrücke und der Straße „Am
Heidberg" in der Gemarkung Mündelheim , Stadtkreis
Duisburg wird gemäß § 17 (5) der Verbandsordnung vom
5 . Mai 1920 auf die Dauer von 14 Tagen vom Tage der
Bekanntmachung an gerechnet bei der Stadtverwaltung
Duisburg zu jedermanns Einsicht offengelegt .

Essen , 16 . März 1936.
Der Verbandsausschuß des Siedlungsverbandes Ruhr¬

kohlenbezirk.

213 . Bekanntmachung .
Das Schiedsamt für Zahnärzte und Dentisten wird am

Donnerstag , dem 16 . April 1936 , 9 Uhr , in Düsseldorf,
Uhlandstr. 38, im Sitzungssaal des Oberversicherungs¬
amtes , über die vorliegenden Anträge auf Zulassung zur
Kassenpraxis beschließen . Die Beschlußfassung erstreckt
sich auf Zulassungen nach Z24ZOZ . , soweit solche möglich
sind nach § 37 ZOZ .

Gemäß § 3 Schiedsamtsordnung werden die Beteiligten
hiervon in Kenntnis gesetzt mit dem Hinweis , etwaige



schriftliche Äußerungen hierzu bis spätestens 12 . April 1936
bei dem Schiedsamt für Zahnärzte und Dentisten in
Düsseldorf, Uhlandstr. 38, einzureichen. Nach dieser Frist
eingehende Äußerungen brauchen bei der Beschlußfassung
nicht berücksichtigt zu werden .

Düsseldorf , 20 . März 1936.
Der Borsitzende des Schiedsamtes für Zahnärzte und

Dentisten beim Oberversicherungsamt .

214. Bekanntmachung .
Die Kallengassezwischen Oberstraße und Michaelstraße

sowie der an der Schulstraße gelegene Teil der soge¬
nannten Kullerschen Gasse sollen für den öffentlichen
Verkehr eingezogen werden . Diese Vorhaben werden
gemäß Z 57 des Zuständigkeitsgesetzesvom 1 . August 1883
mit der Aufforderung bekanntgemacht, etwaige Ein¬
sprüche bei Vermeidung des Ausschlusses in der Zeit vom
30 . März bis 27 . April 1936 bei dem Unterzeichneten
geltend zu machen. Zwei die Wegeeinziehung dar¬
stellende Lagepläne liegen während der genannten Zeit
im Rathause , Zimmer Nr . 248, Vermessungsamt , zu
jedermanns Einsicht offen.

Neuß , 20 . März 1936 .
Der Oberbürgermeister .

21k . Polizeiverordnung ,
betr . Regelung der Fristen zur Räumung gemieteter

Wohnungen .
Auf Grund des Polizeiverwaltungsgesetzes vom 1 . Juni

1931 (Gesetzsamml . I , S . 77) und des Z1 des Gesetzes über
die Fristen bei der Räumung gemieteter Räume vom
20 . März 1934 (Gesetzsamml . S . 161 ) wird hiermit unter
Zustimmung der Oberbürgermeister in M .Gladbach und
Rheydt für den Umfang des Ortspolizeibezirks M .Glad-
bach-Rheydt folgendes festgesetzt :

§ 1 -
- Wenn Mietwohnungen von den bisherigen Mietern

zum 1 . April 1936 zu räumen sind , so muß die vollständige
Räumung der Wohnung

u) bei kleinen, aus höchstens zwei Wohnzimmern und
Zubehör bestehenden Wohnungen am ersten Werktag
des Monats bis 16 Uhr ;

b) bei mittleren , aus mehr als zwei bis vier Wohnzimmern
und Zubehör bestehenden Wohnungen am zweiten
Werktag des Monats bis 16 Uhr und

o) bei allen übrigen Wohnungen bis zum dritten Werk¬
tage des betreffenden Monats bis 16 Uhr beendet sein.

§ 2 .
Die im Z 1 unter b und o vorgesehene Vergünstigung

wird den ausziehenden Wohnungsinhabern nur unter der
Bedingung gewährt , daß
u) bei Wohnungen von mehr als zwei bis drei Wohn¬

zimmern mit Zubehör : ein Wohnzimmer ;
b) bei Wohnungen von mehr als drei Wohnzimmern mit

Zubehör : zwei Wohnzimmer
bereits am ersten Werktage des Kalendervierteljahres bis
16 Uhr vollständig geräumt und dem Hauseigentümer
bzw . dem einziehenden Mieter zur Unterbringung von
Umzugsgut zur Verfügung gestellt werden .

Z3 .
Unter Zubehör einer Wohnung sind Alkoven , Dielen ,

Küchen , Kammern , Bodenräume , Verschlüge und Vor¬
ratskeller zu verstehen.

Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieser Polizeiver¬
ordnung wird hiermit die Festsetzung eines Zwangsgeldes
bis zu 50 RM . , im Nichtbeitreibungsfalle die Festsetzung
von Zwangshast bis zu einer Woche angedroht .

§ 5 .
Diese Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver¬

öffentlichung in Kraft und verliert am 4 . April 1936 ihre
Gültigkeit .

M .Gladbach -Rhehdt , 3 . März 1936 .
Der Polizeipräsident .
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